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Beurteilung im Überblick 
 

 Der Deutsche Familienverband fordert, auf die Einschränkungen bei der 
Familienversicherung zu verzichten. Die im Gesetzentwurf geplante Einführung 
eines Beitragszuschlags für bislang mitversicherte Ehegatten führt für Familien zu 
Beitragserhöhungen von mindestens 1,5 Milliarden Euro und trägt zur massiven 
finanziellen Belastung von Familien mit Kindern bei.  

 Der geplante Beitragszuschlag blendet aus, dass Versicherte bereits jetzt 
Sozialversicherungsbeiträge auf ihr gesamtes sozialversicherungspflichtiges 
Einkommen zahlen, auch auf das Existenzminimum ihrer nicht erwerbstätigen 
Ehegatten.  

 Die Abschaffung der Ehegattenmitversicherung wird vor allem Familien mit 
mehreren Kindern treffen – und gerade sie sind besonders wichtig für die 
demografische Entwicklung.  

 Der Deutsche Familienverband fordert eine Demografie- und 
Familienverträglichkeitsprüfung für den gesamten Gesetzentwurf. Kinder sind die 
Zukunft der GKV. Wer die Sozialversicherung stabilisieren will, muss Familien 
stärken.  

 Der Deutsche Familienverband kritisiert die stark arbeitsmarktpolitische 
Ausrichtung des Gesetzentwurfs. Familien brauchen keinen Zwang zur 
Erwerbsarbeit, sondern gute Bedingungen am Arbeitsmarkt und Sozialabgaben, 
die ihnen mehr Netto vom Brutto lassen. 

 Über den Gesetzentwurf hinaus ist dringend eine strukturelle Finanzreform der 
GKV erforderlich, die Beitragsgerechtigkeit schafft und das 
Kindesexistenzminimum von Beiträgen freistellt  
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Ausführliche Stellungnahme 
 
Die Stellungnahme konzentriert sich auf die Beschränkung bzw. Abschaffung der 
Familienversicherung für Ehegatten. Wir weisen aber darauf hin, dass Familien mit Kindern 
und/oder pflegebedürftigen Angehörigen von zahlreichen weiteren Änderungen und 
Einschränkungen ebenfalls betroffen sein werden. Eine Einschätzung zu weiteren 
Regelungen im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens behalten wir uns daher vor.  
 
Vorbemerkung 
 
Die geplante Abschaffung der Ehegattenmitversicherung führt für Familien zu einer 
Beitragserhöhung im Milliardenbereich. Diese addiert sich mit weiteren geplanten Kürzungen 
und Einschnitten in anderen Rechtsbereichen zu Belastungen, die auch Mittelschichtfamilien 
nicht mehr stemmen können.  
 
Im vorgelegten Entwurf geht die Haushaltskonsolidierung zu Lasten der 
Beitragsgemeinschaft in der GKV. Das kritisiert mit Verweis auf die angekündigte Kürzung 
des Bundeszuschusses auch der Bundesrechnungshof in einem Gutachten für den 
Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung.1 Familien werden dabei 
überdurchschnittlich stark zur finanziellen Sanierung der Krankenkassen und des 
Bundeshaushalts herangezogen. Die Bundesregierung schreibt eingangs des Entwurfs zu 
Recht, dass die enormen Herausforderungen nur in einer gemeinsamen Kraftanstrengung 
unter Einbezug aller Beteiligten bewältigt werden können – um dies familiengerecht zu 
verwirklichen, besteht massiver Nachbesserungsbedarf bei der anstehenden Reform.  
 
Wir fordern die Bundesregierung und das Parlament auf, von der geplanten Einschränkung 
der Familienversicherung dringend abzusehen. Zumindest müssen Eltern mit Kindern von 
der Beitragspflicht grundsätzlich ausgenommen werden. Dies ist auch geboten mit Blick auf 
die demografische Entwicklung, die den Finanzproblemen der Gesetzlichen 
Krankenversicherung wesentlich zugrunde liegt. Die Bedeutung von Familien für die 
demografische Entwicklung wird im Gesetzentwurf nicht vertieft analysiert. Hier ist im 
Sinne der Nachhaltigkeit dringend eine Abwägung mit anderen Zielen und Interessen 
geboten. Familien müssen angesichts ihrer finanziellen Situation und ihrer demografischen 
Bedeutung gestärkt und nicht geschwächt werden.  
 
Über den Nachbesserungsbedarf im Gesetzentwurf hinaus halten wir eine durchgreifende 
Finanzstrukturreform der GKV für dringend erforderlich und zeigen dafür abschließend 
familienorientierte Eckpunkte auf. 
 

                                                             
1 Vgl. Gutachten des Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung: Regierungsentwurf eines 
GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz (BStabG-ReGE). Herunterzuladen unter: 
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/BWV-
Veroeffentlichung/beitragsstabilisierungsgesetz-volltext.pdf?__blob=publicationFile&v=3 
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Im Einzelnen zu familienrelevanten Regelungen des Gesetzentwurfs und zum weiteren 
Reformbedarf:  
 
1. Einschränkung der Familienversicherung (§§ 3, 10 und 242 b SGV V-E) 
 
Die Bundesregierung plant, die sogenannte „beitragsfreie“ Ehegattenmitversicherung 
generell abzuschaffen und einen Beitragszuschlag für bisher familienversicherte Ehegatten 
und Lebenspartner einzuführen. Hierfür sollen die Krankenkassen ab 2028 von Mitgliedern 
mit einem bislang mitversicherten Ehegatten einen Zuschlag auf den Beitragssatz in Höhe 
von 2,5 Prozentpunkten erheben. Der Versicherte muss den Zuschlag allein tragen, der 
Arbeitgeber beteiligt sich nicht daran. Die Mitversicherung für Kinder soll laut Gesetzentwurf 
beibehalten werden.  
 
Ausgenommen von der Regelung sind nur Ehegatten, die ein Kind unter 7 Jahren betreuen, 
sich um ein Kind mit Behinderung kümmern (ohne Altersgrenze), einen Angehörigen pflegen, 
die Regelaltersgrenze erreicht haben oder voll erwerbsgemindert sind.  
 
Von dieser geplanten Einschränkung der Familienversicherung erhofft sich die 
Bundesregierung ca. 1,5 Milliarden Mehreinnahmen für die GKV. Umgekehrt bedeutet dies: 
Bei den betroffenen Familien wird dieses Geld künftig im Portemonnaie fehlen. Oder: Eine 
Beitragserhöhung in Höhe von 1,5 Milliarden Euro für Ehegatten. 
 
Ein Alleinverdienerhaushalt mit einem sozialversicherungspflichtigen 
Jahresbruttoeinkommen von 44.857 Euro2 muss damit gut 1.120 Euro jährlich mehr an 
Krankenkassenbeiträgen bezahlen. Der DFV weist darauf hin, dass diese Familie mit zwei 
Kindern nach Abzug von Steuern und Abgaben bereits jetzt um 2.356 Euro jährlich unter 
dem steuerrechtlichen Existenzminimum der Familienmitglieder liegt. Mit drei Kindern liegt 
die Familie um 8.556 Euro jährlich unter dem Existenzminimum.3 Das Kindergeld ist dabei 
bereits berücksichtigt. Durch den Beitragszuschlag rutscht dieser Mittelschichthaushalt 
weiter Richtung Armut.  
 
Im Gesetzentwurf bleibt unklar, wie viele Familien von der Regelung betroffen sein werden. 
In Tabelle 4.3 in der Allgemeinen Begründung (S. 75) spricht der Entwurf von bis zu 2,3 
Millionen Gesamtfällen. An anderer Stelle (S. 82) ist von bis zu 1,3 Millionen Betroffenen die 
Rede. Es ist jedoch davon auszugehen, dass es sich nicht nur um eine kleine Randgruppe 
Betroffener handelt, wie der Gesetzentwurf mit der Formulierung von „Beitragszuschlägen für 
bestimmte familienversicherte Ehegatten und Lebenspartner“ (im Vorblatt auf S. 9) insinuiert.  

                                                             
2 Entspricht circa dem durchschnittlichen Entgelt der Sozialversicherten 2024. 
3 Vgl. Deutscher Familienverband: Horizontaler Vergleich 2023/2024 Brandenburg: Was der Familie am 
Jahresende übrig bleibt. Herunterzuladen unter: https://www.deutscher-familienverband.de/wp-
content/uploads/2024/06/HV_2024_2023_Brandenburg_Onlinefassung_pdf.pdf 
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Es handelt sich um eine massive finanzielle Belastung für eine große Zahl von 
Familien, eine Verschiebung des Solidarprinzips in der gesetzlichen Krankenkasse und 
einen familienpolitischen Paradigmenwechsel.  
 
Dies wird zum Beispiel an folgender Formulierung im Gesetzentwurf deutlich:  
 
 „Geht ein Ehegatte oder Lebenspartner aus prinzipiell freier Entscheidung keiner 
 Erwerbstätigkeit nach, ist es angemessen, dass sich der erwerbstätige Partner an 
 den Kosten seiner gesundheitlichen Versorgung beteiligt. Für eine solidarische 
 Beteiligung an den Aufwendungen der GKV wird die beitragsfreie 
 Familienversicherung begrenzt“  
 (Allgemeine Begründung S. 60).  
 
Hier werden weder die Lebens- und Arbeitsrealität vieler kinderreicher Familien (siehe Punkt 
2) noch die demografische Bedeutung der Erziehungsarbeit für die Sozialsysteme (siehe 
Punkt 3) berücksichtigt. Und es wird im Gesetzentwurf überhaupt nicht angesprochen, 
dass auch die bisherige Mitversicherung für Ehegatten keinesfalls beitragsfrei ist und 
sich der hauptversicherte Ehegatte bereits jetzt an der gesundheitlichen Versorgung 
(besser: Versicherung) seines Ehepartners beteiligt. Denn er zahlt auf sein gesamtes 
sozialversicherungspflichtiges Einkommen Beiträge – natürlich auch auf den Teil 
seines Einkommens, den er seinem nicht erwerbstätigen Ehepartner als Unterhalt 
schuldet.  
 
Legt man das steuerrechtliche Existenzminimum des Ehegatten (bzw. den Grundfreibetrag) 
in Höhe von derzeit 12.348 Euro heran und rechnet mit dem durchschnittlichen GKV-
Gesamtbeitragssatz eines Arbeitnehmers von 8,75 Prozent, ergibt sich ein durchschnittlicher 
Jahresbeitrag von 1.080 Euro. Würde ein zusätzlicher Beitragszuschlag erhoben, würden 
Alleinverdiener gleichsam doppelt zur Beitragszahlung für ihren Ehepartner herangezogen.  
 
Entsprechendes gilt übrigens auch für Kinder: Auch hier entrichtet der Versicherte aus 
seinem sozialversicherungspflichtigen Gesamteinkommen Sozialbeiträge auf das 
Existenzminimum seiner Kinder (siehe Punkt 4).  
 
Der Deutsche Familienverband fordert, die geplante Regelung insgesamt zu streichen.  
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2. Schieflage zulasten von Familien mit mehreren Kindern 
 
Es ist zu befürchten, dass die Mehrbelastung durch Beitragszuschläge vor allem Familien mit 
mehreren Kindern treffen wird, die wegen der Erziehung von Kindern besonders häufig nur 
über ein Einkommen verfügen. Diese Gruppe wird – trotz ihrer großen demografischen 
Bedeutung (siehe Punkt 3) – an keiner Stelle erwähnt.  
 
Die in dem neuen § 242 b SGB V vorgenommene Beschränkung der 
Ehegattenmitversicherung bis zum vollendeten 7. Lebensjahr des Kindes wird zwar mit der 
Schulpflicht und dem stufenweisen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für 
Grundschulkinder begründet, die allerdings von einer Umsetzung in guter Qualität noch weit 
entfernt ist. Gerade für Mehr-Kind-Familien summieren sich Betreuungs- und 
Erziehungsarbeit aber auch nach dem 7. Geburtstag nicht selten auf eine Ganztagstätigkeit. 
Auch über die Arbeitsmarktsituation vor Ort sagt diese letztlich gegriffene Altersgrenze nichts 
aus. 
 
Widersprüche ergeben sich hier auch zur vorgesehenen Regelung für mitversicherte 
Ehegatten, die Angehörige pflegen. Der DFV begrüßt, dass pflegende Angehörige von der 
Streichung der Familienmitversicherung ausgenommen werden sollen. Hier ist allerdings der 
Vergleich des Betreuungsaufwandes bei Familien mit mehreren über 7-jährigen Kindern 
erforderlich. Ausgenommen sind laut dem neuen § 242 b SGB V nicht erwerbstätige 
Ehegatten, die einen Angehörigen mindestens mit Pflegegrad 2 wenigstens 10 Stunden 
wöchentlich pflegen oder Pflegezeit in Anspruch nehmen. Die Betreuungs- und Sorgearbeit 
ist sicherlich in Familien mit mehreren Kindern auch nach dem 7. Geburtstag des jüngsten 
Kindes vergleichbar. Hier wird deutlich, dass der Gesetzesentwurf logische Lücken hat und 
nicht ausreichend begründet ist. 
 
Familien mit Kindern sind bereits jetzt besonders vom Armutsrisiko betroffen4. Zugleich 
stehen sie im Mittelpunkt der familienpolitischen Kürzungsdebatte, wie die aktuelle 
Diskussion über eine Abschaffung des Ehegattensplittings zeigt, die genau diese 
Bevölkerungsgruppe besonders hart treffen würde.5  
 
Mehr-Kind-Familien müssen angesichts ihrer großen Bedeutung für die demografische 
Entwicklung und damit für die Funktionsfähigkeit der sozialen Sicherungssysteme gestärkt 
werden. Auf jeden Fall müssen sie vor weiteren finanziellen Belastungen geschützt werden.  
 
 
 
 
 

                                                             
4 Vgl. Siebter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, Bundestags-Drs. 21/3250 vom 9.12.2025. 
5 Vgl. Ehegattensplitting – Ein Faktencheck, Deutscher Familienverband: https://www.deutscher-
familienverband.de/wp-content/uploads/2026/03/DFV-Ehegattensplitting-2026-web.pdf  
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3. Demografie- und Familienverträglichkeitsprüfung des Vorhabens erforderlich 
 
Obwohl Sparzwänge in der GKV in erster Linie auf die demografische Entwicklung 
zurückzuführen sind, werden im Gesetzentwurf die demografischen Zusammenhänge im 
umlagefinanzierten Generationenvertrag der gesetzlichen Krankenversicherung kaum 
angesprochen.  
 
Familien tragen mit der Kindererziehung die umlagefinanzierten und auf dem 
Generationenvertrag basierenden Sozialversicherungssysteme.6 Familien sind der 
Garantiefaktor für die Bestandssicherung der gesetzlichen Krankenversicherung und 
der Dreh- und Angelpunkt für das Solidarprinzip der GKV.  
 
Der Beitrag der Familien zur Handlungsfähigkeit des Gesundheitssystems geht sogar noch 
weiter. Er umfasst auch die Sorge für kranke Angehörige. Im vorliegenden Entwurf setzt die 
Bundesregierung auf mehr Ambulantisierung und eine Verkürzung der Verweildauer im 
Krankenhaus. Beide Ziele setzen aber voraus, dass der „blutig entlassene“ Kranke in der 
Familie versorgt wird.  
 
Im Gesetzentwurf erfolgt keinerlei Abwägung der demografischen und 
gesundheitspolitischen Bedeutung von Familien einerseits und den Sparzwängen im 
Gesundheitswesen andererseits. Nur auf diese Weise lassen sich aber nachhaltige 
Lösungen für die Zukunft der gesetzlichen Krankenversicherung finden. Dass es anders 
geht, zeigt das Ringen um eine „ausgewogene Lösung“ (Allgemeine Begründung S. 55) für 
die pharmazeutische Industrie, die im Endeffekt sogar teilweise entlastet wird. So wird die 
Sichtweise der Pharmaindustrie auf die Reformvorhaben in der Begründung gesondert 
hervorgehoben (z.B. in der Begründung zu Art. 1 Nr. 49 auf S. 126) und ihr Beitrag zur 
Stabilisierung der GKV-Finanzen soll bewusst auf das „notwendige Maß“ (S. 55) begrenzt 
werden, um die Branche zu stärken.  
 
Der DFV fordert die Bundesregierung auf, den gesamten Gesetzentwurf auf einen 
Familien- und Demografieprüfstand zu stellen und auf Maßnahmen zu verzichten, die 
Familien finanziell ins Abseits stellen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                             
6 Vgl. 1 BvR 1629/94 vom 3.4.2001. 
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4. Arbeitsmarktpolitische Ausrichtung des Gesetzentwurfs 
 
Bei der Lektüre des Gesetzentwurfs wird deutlich, dass die geplante Abschaffung der 
Ehegatten-Mitversicherung – über die erwünschten Einnahmesteigerungen hinaus – stark 
arbeitsmarktpolitisch motiviert ist.  
 
Diese stark arbeitsmarktpolitische Sichtweise hält der DFV schon angesichts der hohen 
Erwerbsbeteiligung von Eltern (auch von Müttern) und dem verfassungsrechtlichen Gebot 
der Wahlfreiheit für Familien7 für hoch problematisch.  
 
Die Regelungen führen aber arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitisch in die Irre. Der 
Gesetzentwurf warnt (in der Allgemeinen Begründung auf S. 53) zu Recht, dass steigende 
Sozialversicherungsbeiträge die Nettoeinkommen und die Kaufkraft der Beschäftigten 
reduzieren und die internationale Wettbewerbsfähigkeit gefährden – und formuliert wörtlich:. 
„Weitere Belastungen sind daher zwingend zu vermeiden“ (Hervorhebung durch DFV).  
 
Wer mehr Menschen zur Aufnahme oder Ausweitung einer Erwerbstätigkeit und zum 
beruflichen Aufstieg motivieren will, muss dafür sorgen, dass ihnen mehr Netto vom Brutto 
bleibt. Für die betroffenen Familien bedeutet der Plan der Bundesregierung aber schlicht 
eine massive Beitragserhöhung. Der Familie bleibt (wesentlich) weniger vom selbst 
erwirtschafteten Einkommen und damit weniger für ihre Kinder.  
 
Eltern brauchen gute und familiengerechte Arbeitsbedingungen und Steuer- und 
Abgabengerechtigkeit, die ihnen mehr Netto vom Brutto lässt. Sie in den Arbeitsmarkt zu 
zwingen, indem man ihnen das Geld zum Leben wegnimmt, ist familienpolitisch brisant und 
wirtschafts- und arbeitsmarktpolitisch verfehlt. 
 
Der DFV fordert die Bundesregierung und den Bundestag auf, auf zusätzliche 
Beitragsbelastungen von Familien zu verzichten und sich konsequent für eine 
Senkung der Gesamtbeitragsbelastung einzusetzen.  
 
 
5. Handlungsbedarf: Finanzstrukturreform und Beitragsgerechtigkeit 
 
Die Bundesregierung stellt grundlegende Strukturreformen in Aussicht, die diesen 
Gesetzentwurf ergänzen sollen. Auch der DFV hält eine finanzielle Strukturreform für 
dringend notwendig und macht dazu im Folgenden einen Vorschlag, der an die tatsächliche 
Leistungsfähigkeit von Versicherten mit Kindern anknüpft.  
 
Im Mittelpunkt muss dabei das Ziel der Beitragsgerechtigkeit stehen, das auch der 
Gesetzentwurf bereits im Vorblatt hervorhebt. Weil es in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (wie in allen Zweigen der Sozialversicherung) keinen Kinderfreibetrag 
                                                             
7 Vgl. 2 BvR 1057/91 vom 10.11.1998. 
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gibt, zahlen Versicherte auch auf das Existenzminimum ihrer Kinder Krankenkassenbeiträge. 
Dieses Vorgehen blendet nicht nur aus, dass Eltern bereits mit der Kindererziehung einen 
wesentlichen generativen Beitrag zur Bestandssicherung der umlagefinanzierten 
gesetzlichen Krankenversicherung leisten. Es widerspricht auch dem Prinzip der 
Belastungsgleichheit gemäß der Leistungsfähigkeit gemäß Art. 3 Abs. 1 GG.8  
 
Die gleichsam familienblinde Gestaltung der Sozialversicherungsbeiträge ist eine 
wesentliche Ursache für die zunehmende Verarmung von Familien. Das trifft neben Familien 
mit mehreren Kindern in hohem Maße auch Alleinerziehende.9  
 
Erforderlich ist daher eine kinderzahlabhängige Berücksichtigung der 
Erziehungsleistung bei der Beitragserhebung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung, die das Existenzminimum von Kindern von Beiträgen freistellt. Dies 
belässt Eltern mehr Netto vom Brutto und schafft zugleich Spielräume für eine 
familiengerechte Verbreiterung der Beitragsbemessungsgrundlage, zum Beispiel durch eine 
höhere Beitragsbemessungsgrenze oder die Einbeziehung weiterer Einkünfte oder 
Personenkreise. 
 
Um Beitragsgerechtigkeit in der GKV herzustellen, fordert der DFV eine 
Berücksichtigung der Kindererziehung auf der Beitragsseite der gesetzlichen 
Krankenversicherung.  
 
Dafür ist analog zum Einkommensteuerrecht die Einführung eines Kinderfreibetrags 
erforderlich, der von der Beitragsbemessungsgrundlage abgezogen wird. Da der 
Kinderfreibetrag Folge der demografischen und ökonomischen Bedeutung der 
Kindererziehung ist, muss er während der aktiven Familienphase greifen und auf die 
Dauer der Unterhaltspflicht für Kinder beschränkt werden.  
 
Für einen vertiefenden Austausch stehen wir gerne zur Verfügung.  
 
 
 
10.06.2026 
 
Deutscher Familienverband e.V. 
Seelingstr. 58 
14059 Berlin 
www.deutscher-familienverband.de 
 
                                                             
8 Vgl. die Gemeinsame Stellungnahme des Deutschen Familienverbandes und des Familienbundes der 
Katholiken zur Verfassungsbeschwerde 1 BvR 2257/16 (8.4.2020). Herunterzuladen unter: 
https://www.deutscher-familienverband.de/wp-
content/uploads/2020/07/April_2020_Stellungnahme_BVerfG_DFV_FDK_MIT_ANHANG.pdf 
9 Vgl. Lenze, Anne & Funcke, Antje: Alleinerziehende unter Druck. Rechte, Rahmenbedingungen und 
Reformbedarf, Bertelsmann Stiftung 2016. 


